
A. Bekanntmachungen des Landkrei-
ses Emsland 

419 Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Hahnenmoor“ in der Samtgemeinde Herz-
lake, Landkreis Emsland und der Samtge-
meinde Fürstenau, Landkreis Osnabrück 
vom 24.09.2018 

Aufgrund der §§ 20 Abs. 2 Nr. 1, 22 Abs. 1 und 2, 23, 32 Abs. 2 
und 3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009 
(BGBl. I S.2542), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 
15.09.2017 (BGBl. I S. 3434), i. V. m. den §§ 14, 15, 16, 23, 32 
Abs. 2 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnatur-
schutzgesetz (NAGBNatSchG) vom 19.02.2010 (Nds. GVBl.  
S. 104) sowie § 9 Abs. 4 Niedersächsisches Jagdgesetz 
(NJagdG) vom 16.03.2001 (Nds. GVBl. S. 100, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 08.06.2016, Nds. GVBl. S. 114) wird im Einver-
nehmen mit dem Landkreis Osnabrück verordnet: 

§ 1
Naturschutzgebiet 

(1) Das in den Absätzen 2 und 3 näher bezeichnete Gebiet wird 
zum Naturschutzgebiet (NSG) „Hahnenmoor“ erklärt. 

(2) Das Naturschutzgebiet „Hahnenmoor“ liegt in der naturräum-
lichen Einheit Ems-Hunte-Geest und Dümmerniederung. Es 
befindet sich in der Samtgemeinde Herzlake, Landkreis Ems-
land und der Samtgemeinde Fürstenau, Landkreis Osna-
brück. Das NSG ist ein abgetorftes Hochmoor, das in den 
1980er Jahren wiedervernässt wurde und sich zu einem wert-
vollen Lebensraum für hochmoortypische Pflanzen und Tiere 
entwickelt hat. 

(3) Die Grenze des Naturschutzgebietes ergibt sich aus den zwei 
maßgeblichen und mitveröffentlichten Karten im Maßstab 
1:10.000 und aus der mitveröffentlichten Übersichtskarte im 
Maßstab 1:25.000. 
Sie verläuft an der Außenkante des dort dargestellten Ras-
ters. Die Karten sind Bestandteil dieser Verordnung. Aus- 
fertigungen der Verordnung mit den Karten können beim 
Landkreis Emsland, Fachbereich Umwelt, Abteilung Natur-
schutz und Forsten, Ordeniederung 1, 49716 Meppen, beim 
Landkreis Osnabrück, Fachdienst Umwelt, Abteilung Natur-
schutz und Wald, Am Schölerberg 1, 49082 Osnabrück, sowie 
bei der Samtgemeinde Herzlake, Neuer Markt 4, 49770 Herz-
lake, und der Samtgemeinde Fürstenau, Schlossplatz 1, 
49584 Fürstenau, während der Dienstzeiten unentgeltlich ein-
gesehen werden. 

(4) Das NSG „Hahnenmoor“ ist Teil des Fauna-Flora-Habitat 
(FFH)-Gebietes 52 „Hahnenmoor, Hahlener Moor, Sudden-
moor“ (offizielle EU-Nr. DE 3311-301) gemäß der Richtlinie 
92/43/EWG (FFH-Richtlinie) des Rates vom 21.5.1992 zur Er-
haltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden 
Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206 S. 7; 1996 Nr. L 59 
S. 63), zuletzt geändert durch Richtlinie 2013/17/EU des Ra-
tes vom 13.5.2013 (ABl. EU Nr. L 158 S. 193) und ist in die-
sem Teil identisch mit dem FFH-Gebiet. 

(5) Das Naturschutzgebiet ist ca. 620,2 ha groß. 
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§ 2 
Schutzzweck 

 
(1) Allgemeiner Schutzzweck des NSG ist nach Maßgabe der  

§§ 23 Abs. 1 und 32 Abs. 3 BNatSchG i. V. m. § 16 NAGB 
NatSchG die Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung 
von Lebensstätten, Biotopen oder Lebensgemeinschaften 
nachfolgend näher bestimmter wild lebender, schutzbedürfti-
ger Tier- und Pflanzenarten und Schutz von Natur und Land-
schaft aus besonderen wissenschaftlichen und naturge-
schichtlichen Gründen sowie wegen ihrer Seltenheit, beson-
deren Eigenart, Vielfalt und hervorragenden Schönheit. 

 
 Die Erklärung zum NSG bezweckt insbesondere die Erhal-

tung, Pflege und Entwicklung eines weitestgehend baum-
freien wiedervernässten Hochmoores mit noch vorhandenem 
Schwarztorfkörper und Resten von Weißtorf sowie die Erhal-
tung, Pflege und Entwicklung: 

 
1.  des naturnahen Hochmoores mit waldfreier Hochmoorve-

getation 
 
2.  der naturnahen Birken-Moorwälder, Erlen- und Birken-

bruchwälder 
 
3.  von mesophilen und feuchten Grünlandstandorten. 

 
(2) Das NSG ist Teil des kohärenten europäischen ökologischen 

Netzes „Natura 2000“; die Unterschutzstellung dient gemäß  
§ 32 Abs. 2 BNatSchG der Erhaltung des Gebietes als FFH-
Gebiet. 

 
(3) Erhaltungsziel des NSG im FFH-Gebiet ist die Erhaltung oder 

Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes: 
 

1. der prioritären Lebensraumtypen (Anhang I FFH-Richt-
linie) 

 
a) 91D0 Moorwälder 

 Erhaltung/Förderung naturnaher torfmoosreicher Bir-
ken- und Birken-Kiefernwälder auf nährstoffarmen, 
nassen Moorböden mit allen Altersphasen in mosaik-
artigem Wechsel, mit standortgerechten, autochtho-
nen Baumarten, einem hohen Alt- und Totholzanteil, 
Höhlenbäumen, natürlich entstandenen Lichtungen 
und strukturreichen Waldrändern einschließlich ihrer 
charakteristischen Tier- und Pflanzenarten wie z. B. 
Moor-Birke (Betula pubescens), Schmalblättriges 
Wollgras (Eriophorum angustifolium), Wiesen-Segge 
(Carex nigra). 

 
b) 91E0 Auenwälder mit Erle, Esche, Weide 

 Erhaltung/Förderung naturnaher, feuchter bis nasser 
Erlen-, Eschen- und Weidenwälder aller Altersstufen 
mit einem naturnahen Wasserhaushalt, standortge-
rechten, autochthonen Baumarten, einem hohen An-
teil an Alt- und Totholz und Höhlenbäumen sowie spe-
zifischen Habitatstrukturen (Flutrinnen, Tümpel, Ver-
lichtungen) einschließlich ihrer typischen Tier- und 
Pflanzenarten, wie z. B.: Schwarz-Erle (Alnus gluti-
nosa), Gemeine Esche (Fraxinus excelsior), Bitteres 
Schaumkraut (Cardamine amara), Gegenblättriges 
Milzkraut (Chrysosplenium oppositifolium). 

 
2. der übrigen Lebensraumtypen (Anhang I FFH-Richtlinie) 

 
a) 3160 Dystrophe Seen und Teiche 

 Erhaltung/Förderung naturnaher dystropher Stillge-
wässer mit torfmoosreicher Verlandungsvegetation 
einschließlich ihrer typischen Tier- und Pflanzenarten 
wie z. B. Moorfrosch (Rana arvalis), Mond-Azur- 
jungfer (Coenagrion lunulatum), Kleine Moosjungfer 
(Leucorrhinia dubia), Schnabel-Segge (Carex rost-
rata), Schmalblättriges-Wollgras (Eriophorum an-
gustifolium) und Rasenbinse (Juncus bulbosus). 

b) 7120 Noch renaturierungsfähige degradierte Hoch-
moore 

 Erhaltung/Förderung der Renaturierung von durch 
Nutzungseinflüsse degenerierten Hochmooren mit 
möglichst nassen, nährstoffarmen, weitgehend wald-
freien Teilflächen, die durch typische, torfbildende 
Hochmoorvegetation gekennzeichnet sind und natur-
nahen Moorrandbereichen, einschließlich ihrer typi-
schen Tier- und Pflanzenarten wie z. B. Schlingnatter 
(Coronella austriaca), Torf-Mosaikjungfer (Aeshna 
juncea), Besenheide (Calluna vulgaris), Krähen-
beere (Empetrum nigrum) Mittlerer Sonnentau (Dro-
sera intermedia), Rundblättriger Sonnentau (Drosera 
rotundifolia) und Gewöhnliche Moosbeere (Vaccinium 
oxycoccos). 

 
c) 7140 Übergangs- und Schwingrasenmoore 

 Erhaltung/Förderung von naturnahen, waldfreien 
Übergangs- und Schwingrasenmooren, u. a. mit torf-
moosreichen Seggen- und Wollgras-Rieden, auf sehr 
nassen, nährstoffarmen Standorten, meist im Kom-
plex mit nährstoffarmen Stillgewässern und anderen 
Moortypen, einschließlich ihrer typischen Tier- und 
Pflanzenarten wie z. B. Graue Segge (Carex canes-
cens), Schmalblättriges Wollgras (Eriophorum an-
gustifolium) und Sumpf-Straußgras (Agrostis canina). 

 
(4) Die Umsetzung dieser Ziele dient auch der Erhaltung und För-

derung weiterer im Gebiet vorkommender charakteristischer 
Tier- und Pflanzenarten insbesondere der Rast- und Brut- 
vogelarten, wie z. B. Zwergschwäne und Kraniche sowie der 
Amphibien- und Reptilienarten, wie z. B. Moorfrosch und 
Schlingnatter. 

 
(5) Die Umsetzung der vorgenannten Erhaltungsziele sowie von 

Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen kann aufbauend auf 
die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch Ange-
bote des Vertragsnaturschutzes unterstützt werden. 

 
§ 3 

Verbote 
 
(1) Gemäß § 23 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG sind alle Handlungen 

verboten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Verän-
derung des NSG bzw. seiner Bestandteile oder zu einer nach-
haltigen Störung führen können. 

 
 Insbesondere werden folgende Handlungen untersagt: 
 

1. die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Wege und 
Flächen mit Kraftfahrzeugen zu befahren oder Kraftfahr-
zeuge dort abzustellen. 

 
2. Straßen und Wege neu anzulegen. Die Instandsetzung 

und Unterhaltung der Kreisstraßen im Gebiet ist in der 
vorhandenen Breite freigestellt. Die Instandsetzung und 
Unterhaltung der Wege in der vorhandenen Breite ist auf 
ein notwendiges Maß zu beschränken und darf nur mit 
ortsüblichem Material erfolgen. Mit Ausnahme von Recyc-
lingmaterial ist die Verwendung von Bau- und Ziegelschutt 
sowie Teeraufbrüchen verboten. 

 
3. das Reiten außerhalb der Kreisstraßen. 
 
4. Hunde unangeleint laufen oder in den Gewässern 

schwimmen zu lassen. Ausgenommen sind Jagd- und 
Diensthunde bei deren bestimmungsgemäßen Gebrauch. 

 
5. organisierte Veranstaltungen ohne Zustimmung der zu-

ständigen Naturschutzbehörde durchzuführen. 
 
6. zu zelten, zu lagern sowie Wohnwagen und Wohnmobile 

abzustellen und offenes Feuer zu entzünden. 
 
7. gentechnisch veränderte Organismen einzubringen. 
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8. Pflanzen oder Tiere, insbesondere gebietsfremde oder in-
vasive Arten auszubringen oder anzusiedeln. 

 
9. wild lebende Tiere oder die Ruhe der Natur ohne vernünf-

tigen Grund durch Lärm oder auf andere Weise zu stören. 
 
10. Pflanzen zu zerstören oder zu entnehmen, davon ausge-

nommen sind Maßnahmen des Natur- und Artenschutzes 
zur Pflege des Naturschutzgebiets. 

 
11. Stoffe aller Art, wie z. B. Müll, Schutt, Gartenabfälle, land-

wirtschaftliche Abfälle sowie Bodenbestandteile zu la-
gern, aufzuschütten oder einzubringen. 

 
12. Gebäude jeglicher Art zu errichten, auch wenn sie keiner 

Genehmigung bedürfen. Davon ausgenommen ist die Un-
terhaltung und Instandsetzung rechtmäßig bestehender 
Viehunterstände und deren Neuerrichtung in ortsüblicher 
Weise mit Zustimmung der zuständigen Naturschutzbe-
hörde. 

 
13. im NSG und außerhalb in einer Zone von 500 m Breite um 

das NSG herum unbemannte Luftfahrzeuge (z. B. Modell-
flugzeuge) zu betreiben und mit bemannten Luftfahrzeu-
gen (z. B. Ballonen, Hängegleitern, Gleitschirmen, Kites, 
Hubschraubern) zu starten; weiterhin ist es bemannten 
Luftfahrzeugen untersagt, abgesehen von Notfallsituatio-
nen, eine Mindestflughöhe von 150 m über dem NSG zu 
unterschreiten oder in diesem zu landen. Der Einsatz von 
Drohnen für Monitoringmaßnahmen außerhalb der Brut- 
und Setzzeit vom 15.03. bis 15.07. und außerhalb der 
Rastzeit vom 15.11. bis 28./29.02. ist erlaubt. Der Einsatz 
von Drohnen zu wissenschaftlichen, forst- oder landwirt-
schaftlichen Zwecken innerhalb einer 500 m breiten Zone 
um das NSG herum ist erlaubt. 

 
14. Erstaufforstungen und sonstige Anpflanzungen in offenen 

Moor- und Grünlandbereichen durchzuführen. 
 
15. den Grundwasserstand abzusenken oder in die bestehen-

den Verhältnisse im Wasserhaushalt in der Art einzugrei-
fen, dass es zu einer Entwässerung des Schutzgebietes 
oder von Teilflächen oder zu einer Veränderung der Was-
serbeschaffenheit kommen kann (z. B. durch Neuanlage 
von Gräben, Grüppen oder Drainagen). Die Wasserent-
nahme und die Zufuhr von nährstoffbelasteten Wasser 
sind grundsätzlich verboten. Die Unterhaltung, Instand-
setzung und Erneuerung rechtmäßig bestehender Ent-
wässerungseinrichtungen in bisher vorhandener Tiefe ist 
gestattet. 

 
16. Bodenbestandteile abzubauen, Sprengungen oder Gra-

bungen vorzunehmen, Schutt oder Bodenbestandteile 
einzubringen oder die Bodengestalt einschließlich der na-
türlichen Wasserflächen auf andere Weise zu verändern 
oder zu beschädigen. 

 
17. oberirdische Draht- und Rohrleitungen zu errichten oder 

aufzustellen sowie Masten, Einzäunungen und Einfrie-
dungen zu errichten oder bestehende Einrichtungen oder 
Anlagen dieser Art wesentlich zu verändern. Die Unterhal-
tung und Instandsetzung bestehender Ver- und Entsor-
gungsleitungen ist von diesem Verbot ausgenommen. Die 
Unterhaltung und Instandsetzung bestehender Weide-
zäune und Viehtränken sowie deren Neuerrichtung in 
ortsüblicher Weise bleibt unberührt. Die Verwendung von 
Stacheldraht ist bei der Erneuerung und der Neuaufstel-
lung zu vermeiden. Die Nutzung von mobilen Schafszäu-
nen ist erlaubt. 

 
(2) Gemäß § 16 Abs. 2 NAGBNatSchG darf das NSG außerhalb 

der Wege nicht betreten oder auf sonstige Weise aufgesucht 
werden.  

 

(3) Die zuständige Naturschutzbehörde kann von Verboten des 
Abs. 1 Ausnahmen zulassen, soweit dadurch keine Beein-
trächtigungen oder nachhaltige Störungen des NSG oder sei-
ner für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgebli-
chen Bestandteile zu befürchten sind. Die Zustimmung kann 
mit Nebenbestimmungen hinsichtlich Zeitpunkt, Ort und Aus-
führungsweise versehen werden.  

 
§ 4 

Freistellungen 
 
(1) Die in den Abs. 2 bis 6 aufgeführten Handlungen oder Nutzun-

gen sind von den Verboten des § 3 Abs. 1 und 2 dieser Ver-
ordnung freigestellt. 

 
(2) Allgemein freigestellt sind: 
 

1. das Betreten und Befahren des Gebietes durch Eigentü-
mer und Nutzungsberechtigte sowie deren Beauftragte 
zur rechtmäßigen Nutzung oder Bewirtschaftung der 
Grundstücke. 

 
2. das Betreten und Befahren des Gebietes durch Bediens-

tete der Naturschutzbehörden, anderer Behörden und öf-
fentlicher Stellen und Hochschulen sowie deren Beauf-
tragte zur Erfüllung dienstlicher Aufgaben und/oder die 
Durchführung von Maßnahmen zur Pflege, Entwicklung, 
Forschung, Lehre und Bildung jeweils mit Zustimmung der 
zuständigen Naturschutzbehörde.  

 
(3) Freigestellt ist die natur- und landschaftsverträgliche landwirt-

schaftliche Bodennutzung auf der in den maßgeblichen Ver-
ordnungskarten gekennzeichneten Flächen gemäß § 5 Abs. 2 
BNatSchG unter den folgenden Vorgaben: 

 
 Es ist verboten: 
 

1. bisher nicht oder nicht mehr landwirtschaftlich genutzte 
Flächen in landwirtschaftliche Nutzung zu bringen oder 
aufzuforsten. 

 
2. landwirtschaftlich genutzte Flächen in forstwirtschaftliche 

Flächen umzuwandeln. 
 
3. Grünland in Acker umzubrechen.  
 
4. auf Grünlandflächen die Grasnarbe durch Umbruch zu er-

neuern; Über- oder Nachsaaten sind erlaubt. Ausnahmen 
sind nur mit Zustimmung der zuständigen Naturschutzbe-
hörde zulässig.  

 
5. Kot aus der Geflügelhaltung auszubringen. 
 
6. das Bodenrelief oder die Bodengestalt zu verändern; ins-

besondere durch Verfüllen von Bodensenken, -mulden 
und –rinnen und durch Einebnung und Planierung. 

 
7. Erdsilos, Dunglagerplätze sowie Feldmieten anzulegen o-

der landwirtschaftliche Produkte und Abfälle auf den Flä-
chen abzuladen oder Mähgut liegen zu lassen. 

 
8. auf Grünlandflächen westlich des Wettruper Moordam-

mes: 
 

a) organischen Dünger auszubringen. 
 
b) Pflanzenschutzmittel anzuwenden. 
 
c) vom 15.03.-15.06. zu walzen, zu schleppen und zu 

mähen. 
 
d) vor dem 15.06. eines Jahres mehr als zwei Weidetiere 

pro ha gleichzeitig weiden zu lassen. Von diesem Ver-
bot ausgenommen sind Flächen, die mit Zustimmung 
der zuständigen Naturschutzbehörde mit Schafen 
und/oder Ziegen extensiv beweidet werden. 
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 Die Grünlandflächen westlich des Wettruper Moordam-
mes sind in den maßgeblichen Karten zur Verordnung ge-
kennzeichnet. 

 
(4) Freigestellt ist die natur- und landschaftsverträgliche Forst-

wirtschaft in Wäldern, die sich in privaten Eigentum befinden, 
im Sinne des § 11 NWaldLG und § 5 Abs. 3 BNatSchG unter 
den folgenden Vorgaben: 

 
1. Auf Moorstandorten darf eine Holzentnahme nur mit Zu-

stimmung der zuständigen Naturschutzbehörde stattfin-
den und nur, wenn diese dem Erhalt oder der Entwicklung 
höherwertiger Biotop- oder Lebensraumtypen dient. 

 
2. Es ist verboten, Waldflächen, die in der Basiserfassung 

gemäß § 2 Abs. (2) Nr. 1a und b dieser VO als wertbe-
stimmende Lebensraumtypen (LRT) 91D0 „Moorwälder“ 
und 91E0 „Auenwälder mit Erle, Esche, Weide“ kartiert 
wurden, ohne die folgenden Bewirtschaftungsauflagen zu 
nutzen: 

 
a) Die Holzentnahme und Pflege muss grundsätzlich 

den Boden und den Bestand schonend sowie unter 
besonderer Rücksichtnahme auf schutzbedürftige 
Tier- und Pflanzenarten erfolgen. 

 
b) Kahlschläge sind grundsätzlich verboten. Die Hol-

zentnahme darf nur einzelstammweise, durch Femel-
hieb oder Lochhieb vollzogen werden. Das Einbringen 
von Nadelgehölzen oder nicht heimischen Laubgehöl-
zen ist nicht erlaubt. 

 
c) Auf befahrungsempfindlichen Standorten und in Alt-

holzbeständen müssen die Feinerschließungslinien 
einen Mindestabstand der Gassenmitten von 40 m zu-
einander haben. 

 
d) Das Befahren außerhalb von Wegen und Feiner-

schließungslinien unterbleibt. Ausgenommen sind 
Maßnahmen zur Vorbereitung der Verjüngung. 

 
e) In Altholzbeständen sind der Holzeinschlag und die 

Pflege zwischen dem 01.03. und 31.08. nur mit Zu-
stimmung der zuständigen Naturschutzbehörde er-
laubt. 

 
f) Eine Düngung ist grundsätzlich verboten. 
 
g) Eine Bodenbearbeitung hat zu unterbleiben, wenn 

diese nicht mindestens einen Monat vorher bei der zu-
ständigen Naturschutzbehörde angezeigt worden ist. 
Ausgenommen ist eine zur Einleitung einer natürli-
chen Verjüngung erforderliche plätzeweise Bodenver-
wundung. 

 
h) Ein flächiger Einsatz von Herbiziden oder Fungiziden 

ist verboten. Der Einsatz sonstiger Pflanzenschutz-
mittel muss mindestens 10 Werktage vorher bei der 
zuständigen Naturschutzbehörde angezeigt werden 
und eine erhebliche Beeinträchtigung i. S. des § 33 
Abs. 1 Satz 1 und des § 34 Abs. 1 BNatSchG nach-
vollziehbar belegt ausgeschlossen werden. 

 
i) Eine Bodenschutzkalkung hat zu unterbleiben. 
 
j) Vor der Holzentnahme und der Pflege muss eine dau-

erhafte Markierung und Belassung aller Horst- und 
Höhlenbäume erfolgen. 

 
k) Beim Holzeinschlag und bei der Pflege muss ein Alt-

holzanteil von mindestens 20 % der Lebensraumtyp-
fläche der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweili-
gen Eigentümers erhalten bleiben oder entwickelt 
werden. 

 

l) Beim Holzeinschlag und bei der Pflege müssen je vol-
lem Hektar der Lebensraumtypfläche der jeweiligen 
Eigentümerin oder des jeweiligen Eigentümers min-
destens drei lebende Altholzbäume dauerhaft als Ha-
bitatbäume markiert und bis zum natürlichen Zerfall 
belassen werden. Bei Fehlen von Altholzbäumen 
müssen auf 5 % der Lebensraumtypfläche ab der  
dritten Durchforstung Teilflächen zur Entwicklung von 
Habitatbäumen dauerhaft markiert werden (Habitat-
baumanwärter). Artenschutzrechtliche Regelungen 
zum Schutz von Horst- und Höhlenbäumen bleiben 
unberührt. 

 
m) Beim Holzeinschlag und bei der Pflege muss je vollem 

Hektar der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Ei-
gentümerin oder des jeweiligen Eigentümers mindes-
tens zwei Stück stehendes oder liegendes starkes 
Totholz bis zum natürlichen Zerfall belassen werden.  

 
n) Beim Holzeinschlag und bei der Pflege müssen auf 

mindestens 80 % der Lebensraumtypflächen der je-
weiligen Eigentümerin oder des jeweiligen Eigentü-
mers lebensraumtypische Baumarten erhalten blei-
ben oder entwickelt werden. 

 
o) Bei künstlicher Verjüngung dürfen nur lebensraumty-

pische Baumarten und auf mindestens 80 % der  
Verjüngungsflächen nur lebensraumtypische Haupt-
baumarten angepflanzt oder gesät werden. 

 
 In der maßgeblichen Karte zur Verordnung (1:10.000) 

sind alle Bereiche, die den LRT 91D0 und 91E0 zugeord-
net werden, dargestellt. 

 
(5) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd und 

des Jagdschutzes unter den folgenden Vorgaben: 
 

1. Verboten ist die Anlage von Wildäckern, Wildäsungsflä-
chen, Futterplätzen, Hegebüschen und Kirrungen. Das 
Fütterungsverbot gilt nicht, wenn vom Kreisjägermeister 
oder der unteren Jagdbehörde offizielle Notzeit ausgeru-
fen ist.  

 
2. Die Neuanlage von mit dem Boden fest verbundenen 

jagdwirtschaftlichen Einrichtungen (wie z. B. Hochsitzen) 
darf nur in ortsüblicher, landschaftsangepasster Art und 
nur in unmittelbarer Nähe von Waldrändern oder Baum-
gruppen erfolgen. Ausnahmen sind nur mit Zustimmung 
der zuständigen Naturschutzbehörde zulässig. 

 
3. Ohne die Ausbildung und Prüfung von Jagdgebrauchs-

hunden ist verboten.  
 
(6) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Gewässerunterhaltung 

an und in Gewässern II und III. Ordnung nach den Grundsät-
zen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG), des Niedersäch-
sischen Wassergesetzes (NWG) und des Bundesnatur-
schutzgesetzes unter besonderer Berücksichtigung des 
Schutzzwecks und der Erhaltungsziele gem. § 2 dieser VO. 

 
(7) Die zuständige Naturschutzbehörde kann bei den in den Ab-

sätzen 2 bis 5 genannten Fällen die erforderliche Zustimmung 
bzw. das erforderliche Einvernehmen oder eine Ausnahme er-
teilen, soweit keine Beeinträchtigungen oder nachhaltigen 
Störungen des NSG oder seiner für die Erhaltungsziele oder 
den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteile zu befürchten 
sind. Die Erteilung der Zustimmung bzw. des Einvernehmens 
kann mit Regelungen zu Zeitpunkt, Ort und Ausführungsweise 
versehen werden. 

 
(8) Weitergehende Regelungen des Artenschutzrechts und die 

Vorschriften der §§ 30 BNatSchG i. V. m. 24 NAGBNatSchG 
bleiben unberührt. 

 
(9) Bestehende behördliche Genehmigungen, Erlaubnisse oder 

sonstige Verwaltungsakte bleiben unberührt. 
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§ 5 
Befreiungen 

 
(1) Von den Verboten dieser Verordnung kann die zuständige Na-

turschutzbehörde nach Maßgabe des § 67 BNatSchG i. V. m. 
§ 41 NAGBNatSchG Befreiung gewähren. 

 
(2) Eine Befreiung zur Realisierung von Plänen oder Projekten 

kann gewährt werden, wenn sie sich im Rahmen der Prüfung 
gemäß § 34 Abs. 1 BNatSchG i. V. m. § 26 NAGBNatSchG 
als mit dem Schutzzweck dieser Verordnung vereinbar erwei-
sen oder die Voraussetzungen des § 34 Abs. 3 und 6 
BNatSchG erfüllt sind. 

 
§ 6 

Anordnungsbefugnis 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 NAGBNatSchG kann die 
zuständige Naturschutzbehörde die Wiederherstellung des bishe-
rigen Zustands anordnen, wenn gegen die Verbote des § 3 oder 
die Zustimmungs- oder Einvernehmensvorbehalte des § 4 dieser 
Verordnung verstoßen wurde und Natur oder Landschaft rechts-
widrig zerstört, beschädigt oder verändert worden sind. 
 

§ 7 
Pflege-, Entwicklungs- und  

Wiederherstellungsmaßnahmen 
 
(1) Grundstückseigentümer und Nutzungsberechtigte haben die 

Durchführung von folgenden durch die zuständige Natur-
schutzbehörde angeordneten oder angekündigten Maßnah-
men zu dulden: 

 
a) Untersuchungen und Maßnahmen zur Erhaltung, Pflege, 

Entwicklung und Wiederherstellung des NSG oder einzel-
ner seiner Bestandteile. 

 
b) Wiederherstellung, Entwicklung und Pflege von Lebens- 

und Fortpflanzungsstätten insbesondere für die vorkom-
menden Brut- und Rastvogel- sowie Amphibien- und Rep-
tilienarten. 

 
c) Das Aufstellen von Schildern zur Kennzeichnung des 

NSG sowie zur weiteren Information über das NSG. 
 
(2) Zu dulden sind insbesondere  
 

a) die im Benehmen mit den Eigentümern in einem Manage-
mentplan, Maßnahmenblatt oder Pflege- und Entwick-
lungsplan für das NSG dargestellten Maßnahmen z. B. 
Wiedervernässungsmaßnahmen. 

 
b) regelmäßig anfallende Erhaltungs- und Pflegemaßnah-

men wie z. B. die Entnahme und Beseitigung von Gehöl-
zen in den offenen Moorbereichen. 

 
(3) §§ 15 und 39 NAGBNatSchG sowie § 65 BNatSchG bleiben 

unberührt. 
 

§ 8 
Umsetzung von Erhaltungs- und  
Wiederherstellungsmaßnahmen 

 
(1) Die in den §§ 3 und 4 dieser Verordnung enthaltenen Rege-

lungen entsprechen in der Regel Maßnahmen zur Erhaltung 
eines günstigen Erhaltungszustandes der im NSG vorkom-
menden FFH-Lebensraumtypen. 

 
(2) Die in § 7 Abs. 1 und 2 dieser Verordnung beschriebenen 

Maßnahmen dienen darüber hinaus der Erhaltung oder Wie-
derherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes der im 
NSG vorkommenden FFH-Lebensraumtypen. 

 

(3) Als Instrumente zur Umsetzung der in § 7 dieser Verordnung 
vorgesehenen Maßnahmen dienen insbesondere 

 
a) Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnah-

men der zuständigen Naturschutzbehörde, 
 
b) freiwillige Vereinbarungen, insbesondere im Rahmen des 

Vertragsnaturschutzes, 
 
c) Einzelfallanordnungen nach § 15 NAGBNatSchG. 

 
§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig gemäß § 23 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG i. V. m. 

§ 43 Abs. 3 Nr. 1 NAGBNatSchG handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig gegen die Verbote in § 3 Abs. 1 und 2 dieser Ver-
ordnung verstößt, ohne dass die Voraussetzungen für eine 
Freistellung nach § 4 dieser Verordnung vorliegen oder eine 
Zustimmung oder Ausnahmeerlaubnis nach § 3 Abs. 3 dieser 
Verordnung erteilt oder eine Befreiung gewährt wurde. Die 
Ordnungswidrigkeit kann nach § 43 Abs. 4 NAGBNatSchG mit 
einer Geldbuße bis zu 50.000 Euro geahndet werden. 

 
(2) Ordnungswidrig gemäß § 43 Abs. 3 Nr. 7 NAGBNatSchG han-

delt, wer entgegen § 23 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG i. V. m. § 16 
Abs. 2 NAGBNatSchG und § 3 Abs. 2 dieser Verordnung das 
NSG außerhalb der Wege betritt, ohne dass die Vorausset-
zungen für eine Freistellung nach § 4 dieser Verordnung vor-
liegen oder eine Zustimmung oder Ausnahmeerlaubnis nach 
§ 3 Abs. 3 dieser Verordnung erteilt oder eine Befreiung ge-
währt wurde. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 43 Abs. 4 
NAGBNatSchG mit einer Geldbuße bis zu 25.000 Euro ge-
ahndet werden. 

 
§ 10 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im 

Amtsblatt des Landkreises Emsland und im Amtsblatt des 
Landkreises Osnabrück in Kraft. 

 
(2) Gleichzeitig wird die Verordnung über das Naturschutzgebiet 

„Hahnenmoor“ in den Landkreisen Emsland und Osnabrück 
vom 09.05.1984 außer Vollzug gesetzt. 

 
 Meppen, 24.09.2018 
 

LANDKREIS EMSLAND 
 
Reinhard Winter 
Landrat 
 
3 Anlagen zur  Verordnung über das Naturschutzgebiet „Hah-
nenmoor“ in der Samtgemeinde Herzlake, Landkreis Emsland 
und der Samtgemeinde Fürstenau, Landkreis Osnabrück vom 
24.09.2018 
 
– Siehe Karten auf den Seiten 321, 322, 323 
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